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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Haushaltsausschuss, 

folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. begrüßt den Vorschlag, trotz knapper Ressourcen bei einigen der wichtigsten 

Haushaltslinien im Titel Handel sowohl die Mittel für Zahlungen als auch die für 

Verpflichtungen aufzustocken; ist jedoch besorgt, dass diese geringfügigen 

Mittelaufstockungen möglicherweise nicht ausreichen, um sicherzustellen, dass die 

Kommission ihre immer umfangreichere bilaterale Verhandlungsagenda, einschließlich 

der Freihandelsabkommen mit den USA und Japan, bewältigen, die handelspolitischen 

Schutzinstrumente der EU effizient anwenden und durch die Ausarbeitung neuer 

Vorschläge und das Ergreifen konkreter Initiativen ihr Möglichstes im Hinblick auf einen 

Beitrag zur Unterstützung des multilateralen Handelssystems tun kann; 

 

2.  betont, dass diese geringfügige Aufstockung der Haushaltslinie für die Handelspolitik der 

EU durch angemessene Mittel und eine Neuverwendung des Personals innerhalb der 

Kommission ergänzt werden sollte; bekundet seine Zufriedenheit mit dem Vorschlag 

einer erheblichen Aufstockung des in Delegationen der Union für 

Handelsangelegenheiten zuständigen Personals, was den Einfluss der Union auf Handel 

und Wirtschaft in Drittländern unterstützen sollte; 

 

3.  empfiehlt, dass die Aufstockung der Ressourcen des Titels Handel teilweise für einen 

Beitrag zum Aufbau der Kapazitäten des Parlaments und der Zivilgesellschaft genutzt 

werden sollte, die zunehmend komplexeren und weitreichenderen bilateralen EU-

Handelsverhandlungen angemessen zu überwachen; 

 

4.  bedauert die starken Kürzungen der Verpflichtungsermächtigungen für das Instrument für 

Makrofinanzhilfe und das Europäische Nachbarschaftsinstrument (ENI), wodurch die 

Fähigkeit der EU, ihre Nachbarländer zu stabilisieren und zu unterstützen – auch 

diejenigen, mit denen sie tiefgreifende und umfassende Freihandelsabkommen aushandelt 

–, untergraben werden könnte; ist der Ansicht, dass sich die Finanzierung im Rahmen des 

ENI in Anbetracht von dessen Beschränkungen auf die handelsbezogene technische 

Unterstützung und Hilfe für die Partnerländer der EU konzentrieren sollte, insbesondere 

die Länder im Rahmen der Östlichen Partnerschaft, die bald die mit der EU 

geschlossenen tiefgreifenden und umfassenden Freihandelsabkommen umsetzen könnten, 

sowie die Euromed-Länder; 

 

5. bedauert ferner die realen Kürzungen der Mittel für Handelshilfe, insbesondere da dies 

parallel zu einer drastischen Kürzung der Finanzierung des Instruments für die 

Entwicklungszusammenarbeit (DCI) vorgeschlagen wird; 

 

6.  stellt fest, dass die Mittel für das Partnerschaftsinstrument (vormals ICI/ICI+) erheblich 

aufgestockt wurden, was den erweiterten Anwendungsbereich dieses Instruments 

widerspiegelt; unterstützt die Bereitstellung beträchtlicher Finanzmittel für Tätigkeiten 

zur Unterstützung von EU-Unternehmen auf Märkten in Drittländern; begrüßt die 

Tatsache, dass die vorgeschlagenen Ressourcen für COSME und das 
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Partnerschaftsinstrument ein breites Spektrum von Maßnahmen zur Unterstützung der 

Internationalisierung der KMU ermöglichen sollten, und weist darauf hin, wie wichtig es 

ist, die Koordinierungsplattform für KMU ab 2014 endlich zu verwirklichen; 

 

7.  nimmt mit Interesse zur Kenntnis, dass durch das Partnerschaftsinstrument nach einer 

gründlichen Überprüfung der bestehenden Strukturen in China und Indien die 

Ausweitung der EU-Infostellen in Asien und die Einrichtung einer Infostelle in 

Lateinamerika unterstützt werden sollen; ist der Ansicht, dass die weitere Bereitstellung 

entsprechender Mittel impliziert, dass die Kommission alle aus den ersten Erfahrungen 

mit den Infostellen gezogenen Lehren berücksichtigen wird, was die Ausrichtung auf die 

KMU, die Komplementarität mit existierenden öffentlichen und privaten Strukturen der 

EU und der Mitgliedstaaten und die Nachhaltigkeit dieser Projekte betrifft; 

 

8.  bedauert, dass die Mittel der früheren vorbereitenden Maßnahme „Möglichkeiten für eine 

Internationalisierung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)“ gerade zu einem 

Zeitpunkt wirtschaftlicher Krise wie der jetzigen, in der der internationale Handel für 

viele KMU die einzige Absatzmöglichkeit ist, auf verschiedene Haushaltslinien 

diversifiziert worden sind; 

 

9.  vertritt die Ansicht, dass die Herabsetzung der jährlichen Obergrenze der möglichen 

Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung für 

2014-2020 dessen Wirksamkeit beeinträchtigen könnte, insbesondere da der mögliche 

Kreis der Begünstigten des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 

ausgeweitet wurde, um auf mögliche negative soziale Auswirkungen einer künftigen 

Liberalisierung des Handels durch die Union vorbereitet zu sein; 

10.  unterstützt die Verlängerung der vorbereitenden Maßnahme „Euromed - innovative 

Unternehmer für den Wandel“ um ein weiteres Jahr bis 2014, sofern die Mittel genutzt 

werden, um die nachhaltige Wirtschaftsentwicklung, die vertiefte regionale 

Zusammenarbeit, die Senkung der Arbeitslosigkeit und die Anhebung der 

Lebensstandards für die gesamte Bevölkerung zu unterstützen; 

 

11.  erachtet es als notwendig, innerhalb der internationalen Aspekte des Zollwesens 

spezifische Fonds einzurichten, um den Kampf gegen das zunehmende Phänomen der 

Marken- und Produktpiraterie zu führen, das den rechtmäßigen Handel, die Gesundheit 

der Verbraucher und die Investitionen der Unternehmen bedroht; 

 

12.  geht davon aus, dass es notwendig wäre, die Zuweisung an die IAO zu erhöhen, um 

optimale Arbeitsnormen zu fördern, wie es in den Handelsabkommen mit Drittstaaten 

verlangt wird, da dies eine entscheidende Voraussetzung ist, damit der Handel den 

Völkern Wohlstand bringt; 

 

13.  ist besorgt über die Kapazitäten des Parlaments und der Zivilgesellschaft, die zunehmend 

komplexeren und weitreichenderen bilateralen EU-Handelsverhandlungen angemessen zu 

überwachen, und beharrt daher auf der Notwendigkeit, ein Pilotprojekt zur Einrichtung 

einer Dachorganisation („Trade Watch“), die systematisch alle unabhängigen 

analytischen Erkenntnisse sammelt, die die Parlamentsmitglieder benötigen, um die 

Vorrechte des Parlaments hinsichtlich einer rechtzeitigen und von Sachkenntnis 
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geprägten Zustimmung zu EU-Handelsabkommen zu nutzen; vertritt die Ansicht, dass 

dem nun entscheidende Bedeutung zukommt, damit das Parlament die Verhandlungen 

zwischen der EU und den USA über eines der wichtigsten Handelsabkommen der Welt 

verfolgen kann, das sehr viele Folgen für alle Bereiche mit sich bringen wird und daher 

einer öffentlichen Begleitung bedarf. 
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